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Klaus Frhr. von der Ropp 

Zimbabwe - eine Chance mit Robert Mugabe 
In Zimbabwe, einem der drei Länder im südlichen Afrika, die als Rest der Entko- 
lonisicrungszeit für besonders explosiv zu gelten hatten, ist über offene Wahlen 
der Übergang zu einer schwarzen Herrschaft gefunden worden, die von allen Sei- 
ten anerkannt ist. Das war möglich, als die britische Regierung auf der Com- 
monwealth-Konferenz in Lusaka im August 1979 ihre Politik wechselte und der 
tanzanische Staatspräsident Nyerere die früheren OAU-Positionen verließ. Auf 
beiden Sciten haben die Gefahren der Kriegsausweitung, aber auch die daraus 
möglicherweise resultierenden Öffnungen für die Sowjetunion wie 1974/75 in 
Mozambique und Angola eine Rolle gespielt, und das unter dem Eindruck so- 
wohl der Manöver Castros auf der Blockfreien-Konferenz in Havanna im Sep- 
tember 1979 als auch des sowjetischen Einmarsches in Afghanistan im Dezember 
1979. Dr. Klaus Frhr. von der Ropp, von der Stiftung Wissenschaft und Politik , 
Bonn, in dieser Zeitschrift mit einer ganzen Rcihe von bedeutsamen Analysen 
und Initiativen zur Politik im Süden Afrikas hervorgetreten, zeichnet im folgen- 
den Beitrag den Ablauf der Verhandlungen von der Ära Smith über den Wahler- 
folg Muzorewas, die Commonwealth-Konferenz von Lusaka, die Londoner 
Zimbabwe-Konferenz, die Rhodesien erst noch einmal eine britische Kolonie 
werden ließ , bis zu den Wahlen mit dem Sieg von Mugabe und seiner ZANU(PF) 
nach. Mugabes kommende Aufgabe wird es sein, die Widersprüche zwischen 
seinen revolutionären Wahlaussagen und den Erfordernissen und Chancen der 
Erhaltung einer hochentwickelten Volkswirtschaft aufzulösen. Nur  dann könnte 
für Zimbabwe ein Schicksal vermieden werden, wie es Mozambique und Angola 
erlebten. Anderc Entwicklungen im südlichen Afrika könnten davon positiv be- 
einflußt werden. Andererseits werden durch Mugabes Sieg der südafrikanische 
ANC und die südwestafrikanischc SWAPO Auftrieb erhalten und für die achtzi- 
ger Jahre schwierige Probleme aufwerfen. Der folgende Beitrag wurde Anfang 
März 1980 abgeschlossen. Mit ihm knüpft der Verfasser an den von ihm und Peter 
Paul Waller in ››Außenpolitik« 1980, Heft 4, S. 463-476 veröffentlichten Aufsatz 
››Die Entwicklungspcrspcktivcn für Zimbabwe« an . 

Kürzlich hat ein Besucher Südafrikas seine Erinnerungen an das Land am Kap der 
Guten Hoffnung mit der trefflich gewählten Untertitel ››Der Versuch Südafrikas , 
aus der Geschichte auszuwandern« , versehens. Dennoch läßt sich selbst heute, da 
Südafrika die erste Phase eines Guerillakrieges bereits erreicht hat,  nicht ausschlie- 
ßen, daß die sehr weit in die Geschichte der Kap-Republik zurückreichende Ras- 
senpolitik Pretorias letztlich doch nicht in ein Pandämonium der Gewalt, in die 
große Tragödie, einmünden wird. Denn die Größe dieses wirtschaftlich zudem so 
hoch entwickelten Landes, seine überreichen natürlichen Ressourcen sowie der 
Umstand, daß keine der Konfliktparteien in absehbarer Zeit in der Lagc sein wird , 
die andere auszuschalten, lassen durchaus noch die Hoffnung zu, eine Kompro- 
mißformcl zu finden. Sic wird den berechtigten Interessen beider Hauptkontra- 
hcnten, d .  s. die schwarzen Südafrikancr wie auch die Nation der um das Afrikan- 
derdom gescharten weißen Südafrikaner, Rechnung zu tragen habcn2. Dazu be- 
darf es allerdings nicht nur einer aus der nahezu allmächtigen Regierungspartei 
I (Günther (ıillessenz »Rassenstaat - Ständestaat - (ıottesstaat° Südafrikas Versuch. aus der (ıesehiehte ııuszııwııııdernu Stııttqırt. 1'178 . 
'J dazu vor allem Theodor Hanf, Heribert Weiland und (Gerda Vierdag: »Südafrikaz Friedlicher Wandel"« , Mainz/München. 1978, 
S. 138-254. S. weiter Jürgen Blenck und Klaus Fuhr. von der Ropp: »Republic on South African: Is Pıırtitioıı a Solııtion°« in »The South 
Afrıcanjournal ofAfrie:m Affairs« (Pretoria) vol. 7 No. 1 (1977), S. 21-32, d e r .  »Neue und alte Spzmnungsfelder im Süden Afrikas« in 
››Außenpolitik« vol. 31. Nr. 1 (1980, 1. Quartal). S. 101-116 (108--115). 
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Nasionale Party van Sııid-Afrika hervorgegangenen Führungsgestalt nach Art eines 
afrikaansen Charles dc Gaulle, dieser wird im wesentlichen die Vorstcllungen3 von 
der Zukunft Südafrikas wie des liberalen afrikaansen PartcifUhrers Frederick van 
Zyl Slabbert in die Tat umzusetzen haben. Erforderlich ist darüber hinaus, daß die 
westlichen und eine möglichst große Zahl schwarz afrikanischer Staaten diese Poli- 
tik einer Revolution von oben in jeder nur denkbaren Form fördern". 

Dabei wird nicht zuletzt der folgende Punkt zu beachten sein: Südwestafrika/Na- 
mibia wie auch Rhodesicn/Zimbabwe sind europäische Siedlcrkolonien. Dic dort 
lebenden Weißen sind um den Preis der Zerstörung der Infrastruktur beider Län- 
der zu evakuieren. Vielleicht ist es nur eine Frage der Zeit, wann die Minderhcits- 
probleme beider Länder in diesem Sinn gelöst werden. Die weißen Südafrikancr 
hingegen sind in ihrem Land nicht weniger verwurzelt als die Kubaner auf Kuba, 
diejuden in lsracl und die Äthiopicr in Äthiopien. Hier wie dort sind im Anschluß 
an Völkerwanderungen neue Nationen gewachsen . 

Mit der Bilateral Declaration oflndependerıce (UDI) unternahmen auch die weißen 
Rhodesier unter ihrem damaligen Premierminister Ian Smith im November 1965 , 
allem Anschein nach übrigens sehr gegen den Rat des seinerzeitigen südafrikani- 
schen Ministerpräsidenten Hendrik F. Verwoerd, endgültig den in ihrem Fall erst 
recht aussichtslosen Versuch, aus der Geschichte auszuwandern. 

/ 

In Rhodesicn/Zimbabwe war seit Ankunft der europäischen und südafrikanischen 
Siedler Ende des 19. Jahrhunderts ein blühendes Agrar-, Bergbau- und Industrie- 
land entstanden. Der europastänimige Teil der Bevölkerung blieb jedoch niedrig, 
wahrscheinlich hat er niemals die 5-Prozent-Marke überschritten. So war es nur 
konsequent, daß sich Salisbury nie einer Politik der Apartheid südafrikanischer 
Prägung verschrieb. Anfang der 50er_]ahrc hatten die britischen Kolonialbehörden 
dann das damalige Protektorat Süd-Rhodesien/Zimbabwe mit den Kolonien 
Nord-Rhodesicn/Zambia und Nyassaland Malawi zu der allerdings nur kurzlebi- 
gen Central African Föderation (CAF) zusammengefaßt. In ihr sollten die schwarzen 
Afrikaner in einem stufenweisen Prozeß den staatlichen und wirtschaftlichen 
Machtapparat übernehmen. Mit der CAF glaubte man eine liberale Alternative zur 
südafrikanischen Politik der Rassentrcnnung gefunden zu habcn5. Die Ereignisse 
der beiden folgenden Jahrzehnte sind bekannt: Dic CAF zerbrach an der Unvcr- 
cinbarkeit der Vorstellungen und Interessen ihrer schwarzen und weißen Bewoh- 
ner. London entließ Nord-Rhodesien/Zimbabwe und Nyassaland Malawi in die 
Unabhängigkeit. Eine entsprechende Vereinbarung mit der weißen Regierung in 
Salisbury, das bereits seit 1923 über eine weitgehend innere Autonomie insel. eige- 
ner Streitkräfte verfügte, scheiterte und führte schließlich zur UDI. 

/ 

Allen von den Regierungen zahlreicher Staaten wie auch dem Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen gegen Rhodesien/Zimbabwe verhängten ökonomischen, mi- 
3 S. dazu den »Report of the Constitutional Committee on the Progressive Federal Party :md Police Decisions made bi the Federal Con- 
gress on the P.F.P. at Federal Congress held in Durban on 17th a d  18th November 1()78«, vgl. dazu Klaus Frhr. von der Ropp: »Südafri- 
kas HerausfOrderung an die l.iberalen«, in ››liberal« (Bonn) vol. 21 Nr. 7/8 (l()79.8), S. 614-622. 
4 Dazu jüngst (Garrick Uttley: »Globalisnı er Regional°sm° United States policy towards Soııthem Africa« . in »Adelphi Papers« No. 154 
(Winter 1979/80), S. 36, 37 _.. Hrsg.: The International Institute vor Strategic Studies. London . 
5 Val. dazu vor allem Colin Leys a d  (:ranford Pratt: »A New Deal in Central Africa« . London 11. a.. 1%ı›, 
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litärischen und weiteren Sanktionen zum Trotz behauptete sich das Land wirt- 
schaftlich und militärisch zunächst erstaunlich g u t .  Dies trug ganz wesentlich 
zum Fehlschlag der Bemühungen zur Beilegung des Zimbabwe-Konfliktes bei7. 
Mit dem Zusammenbruch der portugiesischen Kolonialherrschaft in Mozam- 
bique in April 1974 erreichte der im Herbst 1972 im Nordosten Zimbabwes aus- 
gebrochene Buschkrieg dann jedoch zunehmend ein Ausmaß, das selbst jene, die 
in Salisbury immer noch relativ unangefochten herrschten, die Aussichtslosigkeit 
ihrer Politik weitgehend erkennen ließ. Diese Einsicht kann allerdings mit an Si- 
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zwanzig Jahre zu spät. Sollte Zimbabwe 
in den kommenden Monaten dennoch nicht den Weg in die langfristige Zerstö- 
rung antreten, so ist diese Wende zum Positiven vor allem aufdas Engagement Pc- 
ter Alexander Carringtons und Julius Kambarage Nyereres in den_]ahren 1979/80 
zurückzuführen. Das mag dann auch für die Republik Südafrika hoffen lassen. 

I. Wendepunkte im Süden Afrikas? 
Nur wenige Tage nach den Parlamentswahlen vom Ende Februar 1980 läßt sich 
naturgemäß noch keine Prognose zur künftigen Entwicklung Ziınbabwcs anstel- 
len. Nur  soviel sei hier festgestellt: die Fortführung und Intensivierung des Busch- 
krieges erscheint heute unwahrscheinlicher als ein definitiver Erfolg der Corn- 
monwealth-Friedensinitiativc. 

Zu beachten sind allerdings die anhaltenden Folgen des Destabilisierungsprozes- 
ses, der in den zurückliegenden fünfjahren vor keinem Staat im Umfeld Zimbab- 
wes Halt machte*-*. Gegenschläge zinibabwisch/rhodesischer wie auch südafrikani- 
scher Luftwaffen- und Heereseinheiten zerstörten in Angola, Zambia und Mo- 
zambique u .  a. eine große Zahl von Brücken, Eisenbahn anlagen, Straßenknoten- 
punkten, Kraftwerken und anderen wichtigen Infrastruktureinrichtungcn. Zu- 
dcm nutzten die Regierungen in Salisbury und Pretoria, ohne daß sich hier Einzel- 
heiten nachweisen ließen, die Existenz oppositioneller Gruppen in Angola, Mo- 
zambique und Zambia. Bekanntlich müssen diese Gruppen allesamt in der Illcgali- 
tät operieren, da die politischen Ordnungen aller drei Staaten das Wirken von Op- 
positionsparteicn nicht dulden. Unzufriedenheit aufgrund grober ökonomischer 
Fehllcistungeng in früherenjahren sowie,jedenfalls im Falle Angolas, die Existenz 
eines von Dritten am Leben gehaltenen Regimes verschaffen jedoch allen dissiden- 
ten Gruppen beachtliche interne Unterstützung. Die militärische und übrige Un- 
terstützung Pretorias und jedenfalls bis Ende 1979 auch Salisburys für die Uniao 
Nacíonalpara a lııdependengía Total de Angola (UNITA)  und die Resı'stencia National 

(› Dazu RolilHasse: »Wirtschaftliche Sanktionen als Mittel der Außenpolitik/l).ıs Rhodesien-Enibargo« , Berlin. 1977, Klaus Frhr. von 
der Rapp und Peter Paul Waller: »Die Entwicklung perspektiven für Zimbabwe« , in ››Außenpolıtik« vol. ')() Nr. 4 (1978.-4. Quartal), 
S. 463-476, d e r .  »Die Republik Rhodesieıı im zehnten jalır nach UDl«, in »Internationales Afrika Forum« (München) vol. 1 l Nr. 3 
(1*)75.3). 170-176. 
7 Zu den jüngeren Initiativen S. (Garrick Uttley a.a.0,. S. 5-18. weiter Klaus Frlır. von der Ropp: ›› Ein neuer Versuch zur Lösung des 
Rhodesien-Problems«, in »Europa Archiv« Vol. 27 Nr. 2 (1977.1), S. 61-68, d e r .  »Rhodesien nach dem Scheitere der Genfer Konte- 
renz« in ››liber.ıl« (Bonn) vol. 19 Nr. 3 (1976..'›), S. 701)-'*1(). 

8 S. dazu vor allem (Godwin Matatu: »The New War« . in ››Atlrica« (London) No. 100 (1979.I)ezember), S. 14-37. S. weiter die regelmä- 
ßige und sehr informative Berichterstattung des »Africa Research Bulletin« (Political. Sozial :md Cultural Series) . 
9 S. (Günter Krabbe: »Unter Sanıbias romantischem Sozialismus leiden Bevölkerung und Wirtschaft« in FAZ  vom 6. November 1978 , 
S. 17; Ulrich Meister: »Sanıbias Versorgungsschwierigkeiten/Rhodesiache Brückensabotage urid eigene Fehler« in NZZ vom 1 l . De- 
zember 1979, S. 4, d e r .  ››Kriegs- oder Milšwirtscliaft iii Sambia°« in NZZ vom 21 . Dezember 1979. 
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Mogambicatıa (RNM) stellen die Regierungen in Luanda und Maputo vor zusätzli- 
che Probleme. Hingegen erscheint doch recht zweifelhaft, daß -- wie es seit De- 
zember 1979 gelegentlich den Anschein haben mag - Prctoria tatsächlich der (ille- 
galen) Basotho Congress Party unter dem militanten Nationalisten Ntsu Mokhehlc 
dazu verhelfen wird, den im Grunde gemäßigten Ministerpräsidenten Lcabuajo- 
nathan in Maseru/Lesotho aus dem Amt zujagcn. Man wird den letzteren wohl 
nur auf die (engen) Grenzen seiner Macht hinweisen wollen . 

Für die Zukunft Zimbabwes wie die aller anderen Staaten des Subkontinents wird 
aber letztlich entscheidend sein, wie sich der Guerillakrieg in Südafrika entwickeln 
wird. Die gegen die in Soweto gelegenen Polizeistationen Moroka und Orlando 
unternommenen bewaffneten Angriffe, der Überfall mit Geiselnahme auf eine 
Bank in Silverton/Pretoria, der Anschlag auf den kleinen Ort Ingwavuma in der 
Nähe der mozambiquanisch-südafrikanischen Grenze sowie die Entdeckung eines 
großen Waffenlagers in derselben Gegend sind 1979/80 nur die Spitze eines Eisber- 
ges. Seit Ende 1976, dem Jahr des Ausbruchs der Soweto-Unruhen, wurde pro 
Monat mindestens ein Zwischenfall bekannt, in den Angehörige der Bcfreiungs- 
bewegung African National Congress (ANC) verwickelt waren . 

II. Der Wechsel von Ian Smith zu Abel Muzorewa 
Ian Smith und seine politischen Gefolgsleute glaubten den Gang der Geschichte in 
Zimbabwe durch den Abschluß des Verfassungsabkommens vom 3. März 1978 
(››interne Lösung«) noch einmal aufhalten zu können. Auf dieser Grundlage über- 
nahm Anfang März 1978 eine Übergangsregierung die Amtsgeschäfte in Salisbu- 
ry. An deren Spitze stand ein Exekutivrat, dem, formell gleichberechtigt mit Ian 
Smith, die drei weiteren Unterzeichner des Vertrages vom 3. März 1978, nämlich 
Abel Muzorewa, Ndabaningi Sitholc und Jeremiah Chi rau, angehörten. Wahr- 
scheinlich trug dann aber niemand so sehr zum Scheitern dieses Abkommens bei 
wie Ministerpräsident Ian Smith. Scin fintenreiches Spiel der letzten 15 Jahre 
schlug nämlichjctzt in eine schlicht törichte Politik um. Sicher liegt, das sei an die- 
ser Stelle nur bciläufig vermerkt, in dieser destruktiven Rolle Ian Smiths in den 
Jahren 1978/79 auch eine der Wurzeln für das schwache Abschneiden Abel Muzo- 
rewas bei den Parlamentswahlen von Ende Februar 1980. Seine fatale Kurzsichtig- 
keit äußerte sich u .  a. darin, daß Ian Smith seine Partner in dem von März 1978 bis 
Mai 1979 amtierenden Exekutivrat bestenfalls wie bloße Erfüllungsgehilfen be- 
handelte. Damit prägte er das politische Klima dieser so kritischen Übergangszeit 
entscheidend. Ferner schloß er ohne Wissen seiner drei Partner im Exekutivrat 
durch die Vermittlung angle-amerikanischer, nigerianischer und zambischcr Of- 
fizieller im August 1978 in Lusaka/Zambia mitjoshua Nkomo ein Abkommen , in 
welchem er diesem die Regierungsvcrantwortung in Salisbury übertrug10. Dcssen 
Verwirklichung scheiterte dann allerdings am Widerstand des erst im Nachhinein 
von Joshua Nkomo informierten Robert Mugabc sowie Julius K .  Nyereres, der 
nicht bereit war, in die Rolle eines Intriganten zu schlüpfen . 
H) Dazujinı Holland und David B. Uttuway: ››Manocuvcriııg on Rhodcsia: The Anatoıııy on a Fııilıırc/British-U .S. Diplonıatic Initia- 
tivc Appcıırs Dead« in »lntcmational Herold Tt'ibunC« (Paris) vom 5. Dczcınbcr 1978, S. 1 , 2. 
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Im April 1979 fanden dann erstmals Wahlen auf der Basis on-man-one-vote in Zim- 
babwe statt. Aus ihnen ging Abel Muzorewa als klarer Sieger hervor. Sein United 
African National Council (UANC) gewann nämlich 51 der 72 von Schwarzen zu be- 
sctzenden Parlamentssitze. Die Absplitterung einer Gruppe von Abgeordneten 
umjamcs Chikerema von dem UANC sowie die Unfähigkeit Ndabaningi Sitho- 
les, sich mit seiner Wahlniederlage abzufindcn, schwächten aber die Regierung 
Muzorcwa von vornherein recht nachhaltig. Aber auch einer stärkeren Regierung 
wäre es bei einer Amtszeit von nur knapp sechs Monaten wohl kaum möglich ge- 
wesen, sozialreformerisch tätig zu werden' 1 .  Schwerwiegcnder war wohl, daß es 
der Regierung Muzorewa entgegen ihren großsprecherischen Wahlversprechun- 
gcn nicht gelang, den Buschkrieg wenigstens zu reduzieren . 

Mehr noch als die der wcißrhodesischen Minderheit eingeräumten.Privilegien ver- 
anlaßtc der Wahlboykott der Parteien Robert Mugabcs und Joshua Nkomos den 
UN-Sicherheitsrat, diese Wahl Ende April 1979 bei Stimmenthaltung Großbri- 
tanniens, Frankreichs und der USA einstimmig für illegal zu erklären. Eine ana- 
loge Resolution verabschiedete die 16. OAU-Gipfelkonfcrenz im Juli 1979 in 
Monrovia/Liberia. Gleichwohl gab es in etlichen westlichen Staaten wichtige 
Stimmen, die der Anerkennung der Regierung Ab cl Muzorcwas das Wort redc- 
tcn12 

So hatte es längere Zeit den Anschein, als werde die seit Anfang Mai 1979 amtie- 
rendc Regierung Margaret Thatchers diesen Schritt tun. Sic stützte ihre Haltung 
vornehmlich auf den Bericht Lord Boyds, der zusammen mit fünf Begleitem im 
Auftrag der damals noch oppositionellen Konservativen Partei die April-Wahlen 
in Zimbabwe beobachtet hatte. Dessen Verfasser waren zu dem Ergebnis gekom- 
men, diese Wahlen seien fair und unter den herrschenden Umständen so frei wie 
möglich gewesen. Es ist bekannt, daß die Regierung in Washington diese Frage im 
Ringen mit dem Scnat, der mit teils überaus klaren Mehrheiten die Auffassung 
Londons teilte, diametral entgegengesetzt beurteilte. In der US-Administration 
wurde damals einmal mehr die Handschrift ihres seinerzeitigen UN-Botschafters 
Andrew Young sichtbar, der noch stets seine Sympathien für die militanten Par- 
teien Mugabes und Nkornos hatte erkennen lassen. Für die Entscheidung der ame- 
rikanischen Regierung wird aber neben innenpolitischen Erwägungen nicht ohne 
Belang gewesen sein, daß die USA derzeit ca. 15 Prozent ihrer Rohölimporte aus 
Nigeria beziehen. Und dessen Regierung gehörte von Anfang an zu den kompro- 
rnißlosen Gegnern jeglicher Anerkennung der Regierung Muzorewa13 

Gleichwohl entsandte die Regierung in London mit Lord Harlcch einen Sonder- 
botschaftcr in Commonwealth-Staaten und andere intcrcssicrtc Länder Afrikas , 
l l  S. dazu die von der Regierung an Smith fiir ih rc Nachfolgerin ausgearbeiteten Studien: Ministry otlFinanee/Salisbury (Hrsg.) »Pro- 
posals for a Five-Year Programme on Development in the Public Sector« .Januar 1979. S. dazu des weiteren die beiden Anlagen-Bände 
»Integrated Plan vor Rural Development« und »Urban Development in the Main Centrcs/A Report on the Population Influx Problem as 
Part on the Five-Year Rural Development Plan« . 
Val. damit die von der regierungsunabhiingigen Whitsun-Foundation gefertigte Studie »A Strategy for Rural Development/Data Bank 
No. 2: The Peasant Sector«, Salisbury, Oktober 1978. 
12 Dazu vor allem das Interview mit Henry Kissinger in »International Herald Tribune« (Paris) vom 7. Juli 1979, S. 6. S. wcitcrden so lc- 
senswerten Aufsatz von Udo Wiernann: »Falsche Hoffnungen auf ein Ende des Krieges in Rhodesien'« . in FAZ vom 15. Mai 1979, S. 5: 
s. weiter ››Carter's Rhodesier Blinder«, in »International Herald Tribune« (Paris) vom 9./10. Juli 1979, S. 6. 
13 »Nigeria/Stronger waiting so Mrs. Thatcherls (ıovernınent on Rhodesier« in »West Afrika« (London) vom 11. Juni 1979, S. 1048 . 
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wo er für die britische Einschätzung der Lage in Zimbabwe werben sollte. Zu- 
gleich wurde ein britischer Diplomat als semipermanenter Vertreter Londons in 
Salisbury stationiert. Etwa einen Monat später ernannten auch die USA einen in 
ihrer Botschaft in Pretoria angesiedelten Diplomaten zum inoffizicllen Gesandten 
für Zimbabwe. Obwohl die Mission Lord Harlechs offenbar ein völliger Fehl- 
schlag war, hatte es doch noch in Zeitpunkt der Eröffnung der 22. Common- 
wcalth-Konferenz (1. August 1979) in Lusaka/Zambia den Anschein, als werde 
London die Unabhängigkeit Zimbabwes auf der Grundlage der April-Wahlen an- 
erkennen • 

Ill. Die Commonwealth-Konferenz von Lusaka 
Der Verlauf"4 dieser Konferenz der seinerzeit 41 Mitgliedsstaaten des Common- 
wealth ließ dann aber einen radikalen Kurswechsel der britischen Politik erkennen . 
Dazu mag zum einen die Befürchtung geführt haben , daß die Fortsetzung der bis- 
herigen Politik den Fortbestand der Staatengemeinschaft gefährdet hätte, einzelne, 
vor allem afrikanische Staaten (darunter mit Sicherheit Tanzania, vielleicht auch 
Zambia und Nigeria) zum Austritt aus dem Commonwealth veranlaßt hätte. Da- 
neben spielten gewiß Interessen der britischen Wirtschaft in schwarzafrikanischcn 
Ländern (Nigeria') eine Rolle. Noch wichtiger wird aber möglicherweise die Be- 
fürchtung gewesen sein, daß die Regierung Muzorewa den Krieg gegen die Gue- 
rilla-Armeen Nkomos und vor allem Mugabes nicht gewinnen könne, daß dieser 
Konflikt zudem etwa durch die zunehmende Involvierung Südafrikas in absehba- 
rer Zeit ganz außer Kontrolle geraten werde. 
Parallel zu dieser Entwicklung der britischen Position rückte der tanzanische 
Staatspräsident, der bereits einige Zeit zuvor in die Rolle des Vorsitzenden der fünf 
Frontstaaten gewachsen war, von der noch imjuli  1979 in Monrovia/Liberia wie- 
derholten OAU-Auffassung ab. Diese besagte, daß der Zimbabwe-Konflikt nur 
dadurch zu lösen sei, daß die Regierungsverantwortung in Salisbury ohne jede 
Einsch ränkung auf die Parteien Mugabcs und Nkomos, die einzigen authentischen 
Vertreter der Bevölkerung Zimbabwes, übertragen werde. Auch Nyercre mag 
seine Position aus Sorge um eine Ausweitung der Kriege in Australafrika modifi- 
ziert haben. Ihn, wie naturgemäß auch die Briten, wird dabei auch die Sorge bc- 
wegt haben, daß die UdSSR und ihre Verbündeten die großen Nutznießer jeder 
weiteren Zuspitzung der Krisenszenarien im südlichen Afrika sein würden. In die- 
scm Kontext sei in Erinnerung gerufen, daß Nycrere im Frühjahr 1977 das sowjeti- 
schc Angebot zum Abschluß eines Freundschaftsvcrtrages klar zurückgewiesen 
und zweieinhalb Jahre später, bei der 6. Gipfelkonferenz der Blockfreien in Ha- 
vanna, eindeutig die jugoslawische Position gegen die Vorstellungen der Kubaner 
vom Selbstverständnis der Bewegung der Blockfreicn unterstützt hatls 

Entscheidenden Anteil am Zustandekommen der Fricdensinitiative des Coin- 
monwealth hatte dann die bereits Wochen vor der Lusaka-Konferenz in Afrika 
14 llızııjoaehim Braun: »Das zerbrechliche „Wunder` von Lusuka« ın NZZ vom IU. August 1979, S. 1, ››Atlrie.ı Research Bulletin« (Po- 
litical. Socıal a d  Cultural Senes) vol. 16 (1*)79.8). Sp. 5358 A - 5361 B, Mar tyıı Gregory: ››Rhodesi:ı: fror Lusaka to Lancaster House« 
in »The World Today« (London). vol. 30, No. l (l*)8().1), S. 11-18. 
15 Dazu Peter Meins: »Die Bewegung der blockfreien Länder nach der (ıipfelkoııferenz von Havanna«-. in »Europa Arelıiw, vol. 35 
Nr. 3 (ı<)80.2>. S. 8<›.<›8 (92) . 
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aufgenommene Pendeldiplomatic australischer Diplomaten und Politiker. Dabei 
wird eine Rollc gespielt haben, daß , nicht anders als in Westeuropa, in Australien 
(wie auch Neuseeland) die Konflikte in und um Zimbabwe wie auch Südafri- 
ka/Azania voller innenpolitischer Brisanz stecken. Als Untcrhändler bewährte 
sich dann in Lusaka selbst neben dem australischen Ministerpräsidenten Malcolm 
Fraser vor allem der aus Guyana stammende Generalsekretär des Commonwealth , 
Shridath Ramphal. 
Ein von einer Sechsen-Kommission (Tanzania, Zambia, Nigeria,jamaika, Austra- 
lien und Großbritannien) ausgearbeitetes Papier zur Einberufung einer Allpartei- 
enkonferenz für Zimbabwe wurde von den Delegationen aller Commonwealth- 
Staaten gebilligt. Hicr bewährte sich die Existenz der seit dem britischen Beitritt zu 
den Europäischen Gemeinschaften häufig totgesagten Staatengemeinschaft. Denn 
gewiß trug der Umstand, daß es sich bei der nachfolgenden Londoner Konferenz 
nicht nur um eine Initiative Großbritanniens, sondern um eine solche der 
41 Commonwealth-Staaten handelte, ganz wesentlich dazu bei, den vor und wäh- 
rend der Londoner Konferenz von seitcn Nkomos, Mugabcs wie auch der Regie- 
rung in Salisbury immer wieder aufkommenden, teils heftigen Widerstand auszu- 
räumen • 

IV. Die Londoner Zimbabwe-Konferenz 
Die Mehrzahl der Konferenzbcobachter und vielleicht auch -teilnehmer wird im 
Verlauf der dreimonatigen Debatten immer wieder davon überzeugt gewesen 
sein, daß die unter der souveränen Leitung des britischen Außenministers stehen- 
den Verhandlungen doch noch fehlschlagen würden. Zu groß erschienen die Dif- 
fcrenzcn zwischen den Lagern Mugabc/Nkomo und Muzorewa/Walls. Der lctztc- 
re, Oberkommandierender der Regierungsstreitkräfte, trat übrigens in London 
endgültig als Sprecher der weißen Rhodesier an die Stelle von Ian Smith. Häufig 
wurde der Erfolg der Friedensinitiative durch den Fortgang des brutaler werden- 
den Krieges in Frage gestellt. Beide Seiten suchten hier ihre Positionen zu verbes- 
sem. Ziel der zahlreichen Angriffe rhodesischer Einheiten auf Objekte in Zambia 
und Mozambique war so nicht zuletzt, beide Länder, von denen aus die Zimbabwe 
People's Reuolutíonary Array (ZIPRA/Nkomo) bzw. die erheblich schlagkräftigere 
Zimbabwe African National Liberation Array (ZANLA/Mugabc) operierten , 
kriegsrnüde zu machen. Dies scheint gelungen zu sein. Allerdings um den Preis ei- 
ncr vielleicht langfristigen, ernsthaften Störung der zambisch-britischen Bezie- 
hungenlß. Das gilt um so mehr, als der Südafrika/Azania-Krieg von den Anrainer- 
staaten noch ganz andere Opfer fordern wird! Den Preis für diese Opfer wird in der 
westlichen Welt dann allerdings nicht nur London zu zahlen haben! 

Die Zimbabwe-Konfcrcnz war in drei Phasen aufgegliedert: Verhandlungen über 
die Unabhängigkeits-Verfassung, über die Gestaltung der Übergangsperiodc bis 
hin zur Entlassung des Landes in die international anerkannte Unabhängigkeit so- 
wie über den Waffenstillstand". 
16 Michael Holmen: »Why Salisbury is squeezing Kaunda« . in ››Fin;meial Times« (London) vom 14. Oktober 1979, S. 4, »War Mort« 
in »Zambia Daily Mail« (Lıısaka) vom 21. November 1979, S. I, »Kaunda faces the holocaust<~. »The Star« (Johannesburg) vom 17. No- 
vember 1979. S. 14. 
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1. Konstitutionelle Pflichtübungen 
Ein näheres Eingehen auf die allerdings erst nach wochenlangen Debatten verab- 
schiedete künftige zimbabwischc Verfassung erübrigt sich angesichts der Vermu- 
tung, daß sic schon bald obsolet sein wird. So hier nur die Hinweise, daß die über- 
kommenen Privilegien der weißen Minderheit bis auf eine zeitlich begrenzte 
Überrcpräsentation im Parlament gestrichen wurden und sich die Verfassung, 
statt an herkömmlichen schwarz afrikanischen politischen Ordnungen, an dem 
Westminster-Modell orientiert. Es ist jedoch im Grunde unvorstellbar, daß der 
politische Alltag der Republik Zimbabwe anders aussehen wird als der ihrer auto- 
ritär geführten Nachbarstaaten. Er wird kaum nach Westminster führen . 

2. Zur Gestaltung der Übergangsperiode 
Von hervorragender Bedeutung war, daß es den Briten gelang, ihre Vorstellungen 
von der Gestaltung der Übergangsperiode bis hin zu den Parlamentswahlen sehr 
weitgehend durchzusetzen la. Diese gipfelten in der Allmacht, mit der der einzig 
der Londoner Regierung verantwortliche britische Gouverneur ausgestattet wur- 
de. Allerdings fehlten ihm zur Durchsetzung seiner Befugnisse eigene staatliche 
Zwangsmittel aller Art. Letztlich handelte es sich hier also doch nur um einen Fall 
der Verantwortung ohne Macht. Es sollte weniger verwunden, daß es Lord Car- 
rington gelang, die Delegation des Ministerpräsideten Muzorewa von der Not- 
wendigkeit des Rücktritts der von ihr gestellten Regierung wie auch der Auflö- 
sung des im April 1979 bei einer Wahlbeteiligung von 64,8 Prozent gewählten Par- 
lamentes zu überzeugen. Muzorcwa war nie jener halsstarrige, letztlich verant- 
wortungslose Untcrhändler, als der sein Vorgänger im Amt, Ian Smith, den Bri- 
ten noch stets begegnet war. Nur mit massiver Einflußnahme der Frontstaaten ist 
andererseits zu erklären , daß die damals noch in der lockeren Allianz Patriotíc Front 
zusammengeschlossenen Parteien Mugabes und Nkomos dieser Regelung zu- 
stimmten. In diesem Kontext sei erwähnt, daß sich die Verantwortlichen der 
Frontstaaten Ende 1979/Anfang 1980 häufig zur Koordinierung ihrer Zimbab- 
we-Politik trafen. Auch unterhielten sie, sei es in Tanzania/Mozambique, sei es in 
London laufende Kontakte zu ihren zimbabwischen Verbündeten. Hingegen 
spielte die OAU, soweit ersichtlich, zu keiner Zeit während und nach der Konfe- 
renz eine nennenswerte Rolle. Ihr fehlt, wie sich hier einmal mehr zeigte, in kriti- 
schen Fragen jede Autorität . 

Bereits eingangs der Londoner Konferenz hatte Nkorno, zugleich im Namen der 
Delegation Mugabes, die Ansicht vertreten, daß die Patriotische Front (PF) ebenso 
wie die britische Regierung in Zimbabwe eine ››decolom'sín.gforce« sei. Mit Fug und 
Recht konnten die Verantwortlichen der PF darauf verweisen, daß etwa Andrew 

17 Zu Vorlauf und Ergebnis der Konferenz s. »Southern Rhodesier/Report on the Constitutional Conference/Lancaster House London 
September - Dezember 1979« (Cmnd.-Paper 7802), London, 198()._Iamıar. Zu den Positionen R.  Mugabes bzw._I. Nkomos S. die Inter- 
views mit ihnen in »West Africa« (London) vom 19. November 1979, S. 2125-2126 bzw. vom 17. Dezember 1979, S. 2322-2324. 
18 S. dazu Cmnd.-Paper 7802, S. 34-39. »African Research Bulletin« (Political, Social a d  Cultural Series) vol. 16 (1979.1 1). Sp. 5485 A - 
5487 C. 
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Young und David Owen dem Rechnung getragen und so nie von ihr den Verzicht 
auf die im Krieg erkämpften Machtpositionen gefordert hätten . 

Die PF mußte dennoch in der Folgezeit in London eine große Zahl weiterer, 
schwerwiegender Zugeständnisse machen: die Übergangszeit wurde auf nur zwei 
Monate begrenzt. Der bestehende zivile Verwaltungsapparat (insel. Polizci- und 
Rundfunkwcsen), in dem weiße Kader die hervorragende Rolle spielten, blieb be- 
stehen. Die von weißen Rhodesiern geführten Regicrungsstreitkräfte, insel. der 
hier dienenden Südafrikaner und übrigen Ausländer, wie auch die beiden umstrit- 
tenen, jeweils bataillonsstarken Spezialeinheiten Selous Scouts und Grey Scouts 
blieben unangetastet. Die jedenfalls von der Zahl her starken, formell Generalleut- 
nant Peter Walls unterstehenden militärischen Hilfskräfte (››a u xı'lz'aries«) Muzore- 
was wurden nicht aufgelöst. Allerdings wurden, wie die Guerillaverbände ZAN- 
LAs und ZIPRAs, die Zivilverwaltung und auch alle militärischen Verbände Salis- 
burys dem britischen Gouverneur unterstellt. Die Entwaffnung der weißen Zivili- 
sten, darunter der Farmer, die ihre Anwesen im Verlaufdes siebenjährigen Busch- 
krieges nach Art militärischer Befestigungsanlagen hatten umbauen müssen, un- 
terblieb. Statt der Vereinten Nationen stellten einzelne Commonwealth-Länder 
das Corps der offizicllen Wahl-Beobachter. 

Dic letzte Konferenzphase galt der Aushandlung der Modalitäten des Waffenstill- 
standes. Sic führte auch Kaunda als den Staatspräsidenten des wohl am stärkstem 
vom Krieg betroffenen Frontstaates nach London. Es hat den Anschein, als habe 
sich in diesem Konfercnzabschnitt das in London ansässige Commonwealth-Se- 
krctariat besonders intensiv als Mittler eingeschaltet. Zu deutlich war, daß, wenn 
überhaupt noch eine Chance zur nicht-kriegerischen Beilegung des Zimbabwe- 
Konfliktes bestand, sic sich jetzt in London bot . 

Kernpunkt der gefundenen Lösunglg war zum einen, daß sich die Angehörigen 
von ZANLA (ca. 20000) und ZIPRA (ca. 6000) auf14 im Einvemchmen mit ihren 
Oberkommandierenden josiah Tongogara und Achim Ndhlovu ausgewählte 
Sammellager zurückziehen würden. Zum anderen verpflichteten sich auch die Re- 
gierungsstreitkräfte, sich auf ca. 42 Kascrnenanlagen zurückzuziehen. Unberück- 
sichtigt blieben hier wohl die bereits erwähnten Hilfstruppen (ca. 16000) der Partei 
Muzorewas. Sie unterstanden jenerzcit, wie bereits erwähnt, zwar formell dem 
Oberkommandiercnden der rhodesischen Streitkräfte, führten jedoch seit ch und 
je ein äußerst fragwürdiges Eigenlcben. Analoge Probleme bezüglich der Hilfs- 
kräfte Ndabaningi Sitholes stellten sich übrigens nicht mehr. Denn diese Einheiten 
waren bereits Ende Juli 1979 von Regicrungstruppen in einem ››Bürgerkrieg in- 
nerhalb eines Bürgerkrieges« großenteils aufgerieben worden . 
Sorge der Delegationen Mugabes und Nkomos war hier vor allem, daß die Regie- 
rungsstreitkräftc die Konzentrierung ihrer ZANLA- und ZIPRA-Truppen auf nur 
14 Lager nutzen könnten, sie von der Luft aus zu liquidieren. jedenfalls halblaute 

3. Einige Modalitäten des Waffenstillstandsabkommens 

19 S. dazu (Iııınd.-Paper 780". S. -H)-57: vgl. (ıodwiıı Matııtu ››Ziıııb.ıbwc/The Shadow ofPcacc Shincs« . in ››African« (London) No. 100 
(1*)7().I2), S. 12-13. 
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Drohungen südafrikanischer Stellen mit einer möglichen militärischen Interven- 
tion Pretorias wie auch die später zugegebene Präsenz südafrikanischer Truppen in 
Zimbabwe trugen kaum dazu bei , auch nur ein Minimum von Vertrauen zu schaf- 
fen. Lord Carrington suchte dem mit der Entsendung einer ca. 1500 Mann starken , 
allerdings nicht ortskundigcn, Commonwealth-Beobachtungstruppe zu begeg- 
ncn. Deren Funktionen in der Übergangszeit waren nicht die einer Friedenstruppc . 
Sie hatten lediglich Verstöße gegen den Waffenstillstand zu registrieren und der 
Waffenstillstandskommission zu melden. Die letztere war übrigens mit dem fiir 
militärische Fragen zuständigen Berater des Gouverncurs als Vorsitzendem sowie 
einer gleich großen Zahl von Delegierten beider Konfliktparteien zu besetzen. Die 
Patriotische Front hatte hier die Entsendung einer vieltausendköpfigen UN-Frie- 
denstruppe gefordert. Es erscheint sehr fraglich, ob eine solche Friedenstruppc in 
einem ihnen unbekannten Land von nahezu der Größe Frankreichs mehr hätte bc- 
wirken können als die dann tatsächlich entsandte Beobachtcrtruppe. Deren aus 
Australien , Neuseeland , Fidji und Kenia sowie - London stellte das weitaus größte 
Kontingent - Großbritannien stammende Angehörige waren in die Kasernen- 
komplexe der Regicrungsstreitkräfte und die 14 Sammellagcr ZANLAs bzw. ZI- 
PRAs zu entsenden. Den Kombattanten wurden ihre Waffen und sonstige Ausrü- 
stung belassen (››Hold on yourgun a d  Keep fhepou/der dry«),' das beiderseits vorhan- 
dene Mißtrauen schloß jede bessere Regelung aus. 

Mit Wirkung vom 21. Dczcmber 1979 wurden beide Parteien grenzüberschrei- 
tende Aktionen untersagt. Im Fall der Guerilleros bedeutete dies, daß sie keine wei- 
tcren Truppen nach Zimbabwe einschleusen durften. Dic Regierungsstreitkräfte 
hatten ihre Aktionen in den Nachbarstaaten einzustellen. Eine Wochc später hatte 
die binnen einer Woche abzuwickelnde Entflcchtung der Truppen beider Seiten 
und damit der Waffenstillstand in Zimbabwe selbst zu beginnen . 

V. Von der Rebellen-Republik zur Kolonie 
Am 12. Dezember 1979 beugte sich Zimbabwe auch formell der Herrschaft Lon- 
dons. Denn mit Ankunft des britischen Gouverneurs Christopher Soames trat die 
Regierung des Bischofs Abel Muzorewa zurück. Erstmals in seiner fast 90jährigen 
Geschichte war das frühere Protektorat Süd-Rhodesien und die spätere Rebellen- 
Republik Rhodcsien damit bloße Kolonie. 

Selbst die wenigen zuversichtlichen Beobachter der politischen Szenerie Zimbab- 
wes mußte die alles in allem doch recht zügige und umfassende Implementierung 
des für die Durchführung von Wahlkarnpfund Wahl unentbehrlichen Waffenstill- 
standes überraschen. So rückten ca. 16000 ZANLA- und ca. 5600 ZIPRA-Kämp- 
fer in die 14 offenen Sammellager ein. Nur zwei kleinere Lagcr nahmen übrigens 
Angehörige beider Guerillero-Armeen auf. Mehrcrc tausend ZANLA-, hingegen 
nur wenige hundert ZIPRA-Angehörige blieben entgegen den Londoner Abspra- 
chen außerhalb dieser Lager. Für Unruhe sorgte femer, daß ZIPRA kleinere, 
ZANLA hingegen größere Kontingcnte ihrer Militärs dem Londoncr Vertrag zu- 
widcr nach dem 21. Dczcmbcr 1979 aus Zambia bzw. Mozambique nach Zim- 
babwe einschleusten. Der Einsatz regulärer Polizei- und später auch Armcc-Ein- 
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heiter gegen ZANLA-Eindringlinge, zu denen sich Lord Soames gezwungen sah , 
führte dazu, daß der Bürgerkrieg immer wieder heftig aufflackerte . 
Andererseits hob der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen noch im Dezember 
1979 bei Stimmenthaltung der UdSSR und der CSSR einstimmig die in der zwei- 
ten Hälfte der sechziger Jahre gegen Salisbury verhängten Sanktionen auf. Auch 
wurden die Grenzübergänge zwischen Zimbabwe und Zambia sowie Mozam- 
bique wieder geöffnet. Schließlich konnten so die in Lusaka dringend benötigten 
Lieferungen südafrikanischen Maises wieder aufgenommen werden . 

Der weitere Verlaufder Übergangsperiode wurde durch eine zunehmende ,jedoch 
wohl stets gerade noch zu kontrollierende Zahl von Gewaltakten gekennzeichnet . 
Die Anhänger der zurückgetretenen Regierung Muzorewa machten dafür aus- 
schließlich im Busch verbliebene ZANLA-Guerilleros verantwortlich. Sie wußten 
dafür plausible Gründe anzuführen: Die seit dem Zerfall des Bündnisses Nko- 
mo/Mugabe gesehene Möglichkeit, daß die Partei ZANLAs nach der Wahl doch 
noch von der Übernahme der staatlichen Macht in Salisbury ausgeschlossen wer- 
den würde. Und dies, obwohl sie mehr als jede andere nationalistische Gruppie- 
rung zum Sturz der wcißrhodesischen Minderheitsregierung beigetreten hatte. 
Nach dem wohl von Mugabc zu verantwortenden Zerfall dieses bislang Patriotin 
Front (PF) genannten Bündnisses nahm Nkomo diesen Namen für seine jetzt wic- 
der einen gemäßigten Kurs steuernde Partei allein in Anspruch. Mugabe behielt für 
seine unverändert radikal-nationalistische Partei deren alten Namen Zimbabwe 
African National Union/ZANU bei, fügte ihmjcdoch den Zusatz ››PF« hinzu. Bei- 
läufig sei vermerkt, daß die auch weiterhin eine gemäßigte Linie vertretende Partei 
des Bischofs Muzorewa ihren seit _Jahren geführten Namen United African National 
Congress/UANC beibehielt . 
Auch der Tod des ZANLA-Oberkommandierenden josiah Tongogara wird cr- 
heblich zur Verschlechterung der Sicherheitslage im Osten Zimbabwes beigetra- 
gen haben. Er war Ende Dezember 1979, nicht ganz unerwartet, unter reichlich 
mysteriösen Umständen in Mozambique einem Verkehrsunfall zum Opfer gefal- 
len. Nkomos ZIPRA war all die Jahre hindurch erheblich disziplinierter aufgetre- 
ten als die von Tongogara militärisch geführte ZANLA. Sein Tod schaffte hier zu- 
sätzliche Probleme; seine Nachfolger verfügen nämlich bislang nicht über seine 
Autorität. Hinzu kam, daß wohl eine größere Zahl der im Busch verbliebenen 
Guerilleros in die Rolle von Banditen überwechselte. So sind viele Faktoren zu er- 
kennen, die der ländlichen Bevölkerung auch in einer international anerkannten 
Republik Zimbabwe noch über viele Jahre zu schaffen machen werden . 
ZANU/PF und in viel geringerem Maße auch die PF machten die Hilfskräfte des 
UANC dafUr verantwortlich , ihre potentiellen Wähler einzuschüchtern, ihre Par- 
lamentskandidaten und Parteifunktionäre mit Mord zu bedrohen und auch ander- 
weitig die Bevölkerung zu terrorisieren. Ähnlichen Vorwürfen sahen sich auch die 
Polizei- und Streitkräfte Salisburys ausgesetzt, deren sich Lord Soames mangels 
eigener Sicherheitskräfte wohl oder übel bedienen mußte, um wenigstens eine ge- 
wisse Ordnung im Lande aufrechtzuerhalten. Hier ist relevant, daß sich der briti- 
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sehe Gouverneur nicht der Verbände ZANLAs und wohl auch nicht ZIPRAs be- 
diente. Das legte den Verdacht nahe, Lord Soames wolle Robert Mugabe, der ge- 
wiß nicht der Wunschkandidat Londons für das so wichtige Amt des Ministerprä- 
sidenten war, benachteiligen. 

Die Übergangszeit wurdejcdenfalls nach dessen Rückkehr aus dem mozambiqua- 
nischen Exil Ende Januar 1980 zunehmend durch die scharfen Kontroversen zwi- 
schen Mugabcs ZANU/PF und Lord Soames über dessen angeblich parteiische 
Ausführung geprägt. Auch stellte die von dem britischen Gouverneur ausdrück- 
lich gebilligte Präsenz südafrikanischer Soldaten im rhodesischen Teil des südafri- 
kanisch-rhodcsischcn Eiscnbahnknotenpunkts Bcitbridge/Limpopo eine große 
Belastung für die Waffenruhe dar. Verbot das Londoner Abkommen doch jed- 
wede ausländische Intervention. Nicht nur ZANU/PF ließ die Sorge verlautbaren , 
daß die Londoner Zimbabwe-Konferenz und die folgende Politik der Regierung 
Thatcher doch nur eine periode Pflichtübung gewesen sei. So kritisierten etwa die 
Frontstaatcn schon Mitte Januar 1980 Großbritannien bei ihrem Treffen in Beira 
scharf und beschuldigten Lord Soames der ››flagranten Verletzung« des Londoner 
Abkommens. Der Diplomatie Washingtons war es dann wohl zu verdanken, daß 
die, in Abwesenheit Großbritanniens, Anfang Februar 1980 nach viertätiger Dc- 
batte einstimmig verabschiedete Zimbabwe-Resolution des UN-Sicherheitsrates 
vergleichsweise zurückhaltend ausfiel. In ihr wurde London lediglich zur »voll- 
ständigen und unparteiischen Verwirklichung« des Londoner Abkommens aufge- 
fordcrt2°. So war es mehr als ein Gebot politischer Klugheit, daß die Südafrikancr 
ihre Truppen noch kurz vor Beginn der Sitzung des Sicherheitsrates abgezogen 
hatten. Daß der Ministerrat der 49 OAU-Staaten Mitte Februar 1980 in Addis 
Abeba dennoch London ››anhaltender Verstöße« gegen das Abkommen bezichtig- 
cc, wird sich mit der Wertung von ZANU/PF gedeckt haben. Für sie lag auf der 
Hand, daß weder die Briten noch die weißen Südafrikaner ihren Sieg wünschten . 

Welche Vorwürfe hier zu Recht, welche zu Unrecht erhoben wurden, wer insbe- 
sondere hinter den beiden Anschlägen aufdas Leben Mugabes stand, dürfte kaum 
zu klären sein. Daß die stets so prekäre Waffenruhe die Parlamentswahlen über- 
haupt überdauerte, ist jedenfalls nur dank hervorragender Leistungen derer mög- 
lich gewesen, die hier Verantwortung mit oder ohne tatsächliche Macht trugen . 

VI. Ausblick auf die Lage Zimbabwes nach den Wahlen 
Aus den Parlamentswahlen der schwarzen Bevölkerung ging ZANU/PF als ein- 
deutiger Sieger hervor, gewann sie doch 63 Prozent der Stimmen und damit 57 der 
hier zu vergebenden 80 Sitze. Die PF brachte es auf die mehr oder weniger erwarte- 
ten 24 Prozent und damit auf 20 Sitze. Der UANC verlor mit nur 8 Prozent 
(3 Sitze) wider Erwarten überaus deutlich. Die anschließende Beauftragung Ro- 
bert Mugabes mit der Regierungsbildung gibt Hoffnung, daß der Buschkrieg 
nicht wieder aufflammen wird. Wäre, das Wahlergebnis zu Ungunsten von 
ZANU/PF ausgefallen, wäre es dann etwa, von vielen weißen Rhodesiem und 
"II So-dazu dcıı sehr lcsmswcrtcn Bericht von Ulrich Meister »Einseitige lnfornıationspolitik von Gouvcmcur Soames/Angcspanntc Si- 
chcrhcitslagc in Rhodcsim/Übcrqrific auch von Rcgicmngscinhcitcnu, in NZZ vom 24./25. Februar 1980. S. 3. 
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Südafrikancrn erhofft, zu einer Regierungskoalition Nkomo/Muzorewa gekom- 
men, so hätte der bewaffnete Arm der ZANU/PF, eben die ZANLA, den Krieg 
wahrscheinlich wieder aufgenommen. Allerdings spricht vieles dafür, daß sie 
darin von Mozambique und Tanzania nicht unterstützt worden wäre. Besonders 
wichtig und zu begrüßen ist an dem Wahlergebnis schließlich, daß den 20 bereits 
Mitte Februar 1980 gewählten weißrhodesischen Abgeordneten eine Schlüsselpo- 
sition nicht zukommt. Vielleicht wird es dem neuen Ministerpräsidenten sogar ge- 
lingen , die Fraktionen des Parlamentes für die Bildung eines Kabinetts der nationa- 
len Einheit zu gewinnen. Er hat sich jedenfalls bereits Anfang März 1980 darum 
bemüht . 

Wenige Tage nach seinem Wahlsieg beauftragte Mugabe Generalleutnant Peter 
Walls mit der Integration von ZANLA und ZIPRA mit den bisherigen Regie- 
rungsstreitkräften. Das mag nicht nur vielen der weißen Rhodesier, sondern auch 
allen jenen Schwarzen, die mit Salisbury kollaboriert hatten, darunter mehrere 
zehntausend Militärs, etwas von ihrer Furcht vor einer für sie ganz ungewissen 
Zukunft genommen haben. Robert Mugabe hat die Folgen des überstürzten Ab- 
zugs der Portugiesen in Mozambique vor Ort erlebt; vielleicht läßt ihn dies jetzt 
sehr vorsichtig agieren . 

Die Behutsamkeit, Sichcrhcit und Kompetenz, die Mugabes bisheriges Verhalten 
kennzeichnen, lassen Hoffnung aufkommen, daß ein Desaster nach Art Mozam- 
biqucs und Angolas wird vermieden werden können. Möglicherweise wird es ihm 
auf Dauer gelingen, Widersprüche zwischen seinen revolutionären Wahlaussagen 
und dem Erfordernis der Erhaltung einer sehr hoch entwickelten Volkswirtschaft 
aufzulösen. Anders als 1974/75 in Angola und Mozambique gibt es in Zimbabwe 
heute fast 1 Million in die modernen Sektoren der Volkswirtschaft integrierte 
schwarze Arbcitnchmer. Und von ihnen leben nicht weniger als 50 Prozent in den 
Städten. Derzeit sind die weißen Rhodesier, darunter vor allem die Kader in Berg- 
bau, Industrie, Verwaltung und Landwirtschaft absolut unentbehrlich. Nach allen 
Erfahrungen in Afrika (insel. Kenial) werden sie Zimbabwe mittelfristig verlassen 
müssen, aber es gilt zu verhindern, daß dies überstürzt geschieht. Gelingt dies 
nicht, so werden die modernen Sektoren der Wirtschaft weitgehend zusammen- 
brechen. Die Folgen wären über lange Zeit nicht zu behebende Arbeitslosigkeit 
und, daraus resultierend, politische Instabilität. Andererseits gebieten die extre- 
men Einkommensunterschiede drastische soziale und wirtschaftliche Reformen . 
Der souveräne Wahlsieg ZANUs/PF muß und wird dem südafrikanischen ANC, 
der südwcstafrikanischen SWAPO und anderen radikalen Kräften Auftrieb geben . 
Überhaupt werden, im Positiven wie im Negativen, die Entwicklungen in Zim- 
babwc nach Südafrika/Azania wie auch Südwestafrika/Namibia ausstrahlen. An- 
gesichts des heute wieder nachlassenden Eifcrs der Regierung P. W. Bothas, we- 
nigstens moderate Reformen durchzusetzen, erscheint doch sehr zweifelhaft, ob 
die Regierung in Pretoria einer solchen Herausforderung gewachsen sein wird. So 
ist zu befürchten, daß die 80er]ahre im südlichen Afrika reich an Konflikten sein 
werden, dies auch für den Fall, daß Mugabc es weiter versteht, die ihm durch die 
Fricdensinitiative des Commonwealth gebotene Chance zu nutzen . 
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